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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist im Sommersemester 1985 vom Fachbereich 
Rechtswissenschaft der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Dis-
sertation angenommen worden. 

Die Gegenstände der Untersuchung liegen sämtlich im Grenzbereich von 
Sachen- und Verfahrensrecht,  über den gesagt werden darf,  daß er gegenwärtig 
jedenfalls nicht im Zentrum des wissenschaftlichen Disputes steht. Andererseits 
hat die Brisanz des Verhältnisses von Gutglaubensschutz und grundbuchamtli-
cher Tätigkeit in der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 21.2.1986 
(WM 1986,617f.) noch kürzlich Ausdruck gefunden. Während aber in dem dort 
gegebenen Fall der redliche Erwerb schon daran scheiterte, daß versehentlich 
nicht erst der nichtberechtigte Verfügende, sondern sogleich der Erwerber ins 
Grundbuch eingetragen worden war, geht meine Untersuchung der Frage nach, 
ob das Grundbuchamt gutgläubigen Erwerb noch nach dessen Einleitung 
verhindern darf. 

Angeregt wurde die Arbeit von Herrn Prof.  Dr. Wolfgang  Harms,  dem ich für 
ihre Betreuung, für wertvolle Hinweise und die Erstkorrektur  danke. 

Dem Rektor der Westfälischen Wilhelms-Universität, Herrn Prof.  Dr. 
Wilfried  Schlüter,  danke ich für die Begutachtung als Zweitberichterstatter. 

Zu Dank verpflichtet bin ich schließlich Herrn Prof.  Dr. Helmut  Kollhosser, 
durch dessen Vermittlung die Dissertation in die Schriftenreihe  „Münsterische 
Beiträge zur Rechtswissenschaft" aufgenommen worden ist. 

Göttingen, im Mai 1986 
Ulrich  Foerste 
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Einleitung 

Wer ein Grundstücksrecht erwerben will und deshalb die Berechtigung des 
Verfügenden festzustellen hat, vertraut regelmäßig auf die Richtigkeit des 
Grundbuchs. Die Gefahr einer Buchunrichtigkeit ist für ihn besonders groß, 
wenn die sog. Verfügungsbefugnis  des Rechtsinhabers beschränkt wird; denn 
hierzu kann es auch noch kommen, nachdem die Umschreibung des Rechts 
beantragt ist, da Verfügungsbeschränkungen vielfach weder der Eintragung 
bedürfen noch durch § 878 BGB entkräftet  werden. Waren sie dem Erwerber 
unbekannt, so genießt er zwar Gutglaubensschutz; dieser unterliegt nach 
herrschender Meinung und der Grundbuchpraxis jedoch einigen folgenschwe-
ren Risiken, deren Zulässigkeit in dieser Arbeit überprüft  werden soll. 

Erfahrt  z.B. der Grundbuchrichter vor der Eintragung einer beantragten 
Rechtsänderung, daß der Verfügende seine volle Rechtsmacht nicht mehr 
besitzt, so hat er nach herrschender Ansicht die Eintragung kraft  Grundbuch-
verfahrensrechts  abzulehnen1. Die Praxis bevorzugt die Begünstigten einiger 
Verfügungsbeschränkungen auch dadurch, daß sie spätere Anträge auf deren 
Eintragung ohne Rücksicht auf frühere  Anträge eines Rechtserwerbers voll-
zieht2. Nicht minder gefahrlich ist es für den redlichen Erwerber, wenn vor 
seiner Eintragung noch ein Amtswiderspruch nach § 53 GBO eingetragen wird3. 

Al l diese Verfahrensweisen  können dazu führen, daß ein redlicher Erwerbs-
williger das Grundbuch prüft  und dem Verfügenden die Gegenleistung erbringt, 
aber trotzdem nicht erwirbt. Das überrascht insofern, als er sich auf den 
Rechtsschein des Grundbuchs verlassen und nach Einsicht der Grundakten alles 
ihm Mögliche getan hat, um Erwerbshindernisse auszuschließen; gerade die 
Intervention des Grundbuchrichters war für ihn unabwendbar. Dennoch 
hindert sie einen Erwerb, weil nach herrschender Meinung der Grundbuchrich-

1 Arnheim,  § 19 Ν 16; RGRK I Augustin,  § 892 Anm. 125; Soergelj  Baur,  § 892 Rz. 17; 
Güthe/Triebet,  § 19 A 33; Herold,  SächsArchRpfl  1, 493; Horber,  § 19 Erl. 5Ca, b; MIR, 
Bern. 134 vor § 13; Liebers  88; Planck  ! Strecker  227; Rahn, DJ 1966, 258 f.; Schönfeld,  JZ 
1959, 41; Schönke/Baur,  § 55 I I 3a (1); Staudinger  ! Seufert,  § 892 Bern. 58; KG, KGJ 27 
A 9; OLG Düsseldorf,  Mit tRhNotK 1975, 6, 8. — Anders Eickmann,  Rpfl 1972, 78 ff.; 
Erti  in KEHE § 19 Rdn. 98,100; Habscheid,  § 41 I I I 1; Harms,  SaR, 274; Ripfel,  DJ 1966, 
51 ff.;  M K / Wacke,  § 892 RdNr. 70; im Erg. auch Reinicke  16. 

2 Z.B. Grundbuchamt Münster bei Eintragung von Versteigerungsvermerken lt. 
Auskunft vom 18.10. 1979; ebenso das K G (JFG 18, 206) zur Eintragung eines 
Konkursvermerks. 

3 Dies befürwortete  Weber,  Gruchot 53,378 f.; anders Erti  (in KEHE § 19 Rdn. 95) und 
Kretzschmar,  Gruchot 49, 5. 
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ter über das „wahre" Recht wacht, solange das neue Recht noch nicht 
eingetragen ist. 

Es fragt sich, ob der Grundbuchrichter hierzu autorisiert ist. Die herrschende 
Meinung stützt sein Recht und seine Pflicht zur Intervention regelmäßig auf eine 
„Grundbuchsperre". Deren Herleitung ist allerdings umstritten. Nach einer 
Ansicht führen Verfügungsbeschränkungen zwangsläufig zur Grundbuchsper-
re: Da die grundbuchrechtliche Bewilligung voraussetze, daß der Bewilligende 
die „Bewilligungsmacht" besitze, und da diese von der materiellrechtlichen 
Berechtigung abhänge, entfalle mit der Verfügungsmacht auch eine Eintra-
gungsvoraussetzung4. Andere schreiben dem § 135 BGB zwar die Wirkung einer 
Grundbuchsperre zu, behaupten aber nicht oder bestreiten, daß relative 
Unwirksamkeit die Verfügungsmacht beseitige5. Weitergehend wurde im älte-
ren Schrifttum teilweise bezweifelt, daß überhaupt eine Verfügungsbeschrän-
kung vorliege, soweit § 892 I 2 BGB eine Verfügung an Gutgläubige ermögli-
che6; inwiefern § 878 BGB Verfügungsmacht verleiht, wird nicht diskutiert, 
obgleich ein durch diese Vorschrift  geschützter Erwerber nach allgemeiner 
Ansicht einzutragen ist. Soweit die Unzulässigkeit der Eintragung gutgläubiger 
Erwerbswilliger auf eine Verfügungsbeschränkung zurückgeführt  wird, kann 
jedoch nicht offen  bleiben, unter welchen Umständen die Verfügungsmacht 
eingeschränkt ist. 

Die Untersuchung wendet sich in Teil A daher zunächst einer Abgrenzung 
und Definition der Verfügungsbeschränkung zu, sodann der Sonderfrage,  ob 
Konkurs und relative Unwirksamkeit die Verfügungsmacht beseitigen. 

In Teil Β soll geprüft  werden, ob die sog. Grundbuchsperre und die Praxis 
sofortiger  Eintragung von Beschränkungen das Reihenfolgeprinzip (§17 
GBO) verletzen. Durch Gegenüberstellung von Rechtsschein und Erwerbssi-
cherheit in Mobiliar- und Grundstücksrecht wird zunächst der Bedeutung jenes 
Prinzips nachgegangen. Seiner vollen Anwendung auf Verfügungsbeschränkun-
gen könnten Besonderheiten dieser Institute entgegenstehen. 

Teil C soll klären, ob es mit dem grundbuchrechtlichen Legalitätsprinzip 
vereinbar ist, wegen einer Verfügungsbeschränkung den gutgläubigen Erwerb 
zu verhindern. 

Nach einer Definition der Grundbuchsperre wird in einem ersten Schritt 
untersucht, ob die materiellrechtliche Verfügungsbeschränkung stets auch die 
Fähigkeit entfallen läßt, grundbuchrechtliche Verfahrenshandlungen 7 vorzu-
nehmen; die entsprechende Hypothese der herrschenden Meinung wird auf ihre 
Vereinbarkeit mit § 135 BGB überprüft.  Wirkt eine Beschränkung eintragungs-

4 Güthe/Triebe!,  § 19 A 33; M IR § 19 Bern. 70. 
5 KEHE/Erti,  § 19 Rdn. 110; Horber,  § 22 Erl. 7 C a. 
6 Herold,  SächsArchRpfl  1, 491; Kretzschmar,  Gruchot 49, 4, 6. 
7 Sachlich handelt es sich um Prozeßhandlungen, vgl. KEHE /Erti,  Einl. A 20. 
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hindernd, so fragt sich weiter, wann der Grundbuchrichter sie beachten muß 
und welcher Entscheidungsspielraum ihm zusteht. Soweit er die Eintragung 
kraft  Verfahrensrechts  zu verweigern hat, kommt schließlich in Betracht, daß 
dieses Recht dem materiellen Recht widerspricht und daher zurücktritt. Einen 
Anhalt für das Verhältnis von Verfahrensrecht  und materiellem Recht bietet 
möglicherweise § 878 BGB, dessen Wirkung zu unterlaufen dem Grundbuch-
richter unstreitig untersagt ist8. Es folgen die Interpretation des § 892 BGB und 
der Versuch, sein Verhältnis zu den Eintragungsvoraussetzungen der Grund-
buchordnung zu bestimmen. 

Auch die Zwischeneintragung eines Amtswiderspruchs berührt den Gutglau-
bensschutz. Soweit dessen Geltungsbereich durch das Reihenfolgeprinzip 
mitbestimmt wird, scheint er freilich durch § 53 GBO eingeschränkt zu werden, 
da der Amtswiderspruch jenem Prinzip nicht unterliegt; auch bezweckt der 
Amtswiderspruch vor allem den Schutz des Fiskus vor der Staatshaftung. Beides 
scheint Anlaß zur Revision einer Auslegung zu geben, die sich für § 892 BGB auf 
das Verhältnis von Rechtswahrungs- und Verkehrsinteressen beschränken 
konnte. 

Das Problem, inwiefern relative Unwirksamkeit die Rechtsmacht beseitigt 
oder sogar einer Eintragung des Erwerbers entgegensteht, ist auch für die 
Wirkungsweise des in Teil D behandelten richterlichen Erwerbsverbots bedeut-
sam. Um diesem eine konstruktive Grundlage zu geben, plädiert die herrschende 
Lehre nämlich seit langem für die unmittelbare oder zumindest analoge 
Anwendung der §§ 135,136 BGB: Entweder „verfüge" auch der Erwerber 9, oder 
sein „Erwerbsrecht" stehe der Verfügungsmacht gleich, die durch ein Verfü-
gungsverbot beeinträchtigt werde10. Infolgedessen soll ein verbotener Erwerb 
trotz §§ 878,892 BGB scheitern; in diesem Fall dürfe der Grundbuchrichter auch 
nicht eintragen11. 

Die Untersuchung behandelt zunächst die Frage, ob ein Erwerbsverbot den 
Erwerb sachenrechtlich hindert. Dann wird den grundbuchrechtlichen Folgen 
des Verbots nachgegangen. Sie sind um so bedeutsamer, als selbst eine 
zivilrechtliche Sanktion des Verbots letztlich ausbliebe, wenn (außer der 
Auflassung) die Eintragung als solche ausreichte, den Formmangel des Grund-
stücks-Kaufvertrags  nach § 313 Satz 2 BGB zu heilen und so dem Erwerbsver-
bot die Grundlage zu nehmen. Läßt das Erwerbsverbot nicht schon von sich aus 
Eintragungsvoraussetzungen, wie die Auflassung oder das Rechtsschutzbedürf-
nis, entfallen, so kommt doch in Betracht, daß der Richter die dingliche 
Einigung durch einen zusätzlichen Gestaltungsakt beseitigt. 

8 MIR, Bern. 134 vor § 13; M K j  Wache,  § 878 RdNr. 8 a.E., 11. 
9 Grimm  32, 37, 39; Hubernagel,  Gruchot 73, 40. 
10 Ostermann  47, 52, 54; Weng  28 f., 32. 
1 1 S. nur RGRK / Augustin,  § 888 Anm. 24; Beer  172 Fn. 12; Erman/Brox  §§ 135, 136 

Rdz. 15; OLG Hamm, OLGZ 1970, 438, 440f.; BayObLG, Rpfl 1978, 306. 


